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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwerbehindertengesetzes 
— Drucksachen 10/3138, 10/5673 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Nach Artikel 2 d wird folgender Artikel 2 e eingefügt: 

, Artikel 2 e 

Änderung des Gesetzes 
über die Sozialversicherung Behinderter 

Artikel 1 des Gesetzes über die Sozialversicherung Behinderter 
vom 7. Mai 1975 (BGBl. I S. 1061), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532), wird wie 
folgt geändert: 

ln § 8 Satz 1 wird die Zahl „70“ durch die Zahl „90“ ersetzt.' 
Bonn, den 19. Juni 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 

Begründung 

Das Gesetz über die Soziedversicherung Behinderter wurde 1975 
mit dem Ziel verabschiedet, den - oft auch mehrfachbehinderten 
- Menschen, die keine Chance haben, einen Arbeitsplatz über 
den allgemeinen Arbeitsmarkt zu erlangen, die Möglichkeit zum 
Erwerb eigener Rentenansprüche zu eröffnen. Die 1984 vorge- 
nommene Kürzimg der Bemessungsgrundlage für die Beiträge zur 
Rentenversicherung von 90 v. H. auf 70 v. H. des durchschnitt- 
lichen Arbeitsentgelts aller Versicherten führt zu einer Absen- 
kung der persönlichen Bemessungsgrundlage für die Renten- 
berechnung von vorher 83,6 v. H. auf jetzt nur noch 65 v. H. und 
entspricht einer Kürzung der späteren Renten Behinderter um 
über 22 v. H. Für einen Behinderten ergibt dies nach etwa zwan- 
zigjähriger Tätigkeit in einer geschützten Einrichtung einen 
Rentenbetrag, der noch unterheilb des ohnehin unzureichenden 
Sozialhilferegelsatzes der laufenden Hüfe zum Lebensunterhedt 
liegt. 
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Es ist dringend erforderlich, diese Kürzung umgehend wieder 
rückgängig zu machen, um schweren Schaden für die späteren 
Rentenansprüche Behinderter in geschützten Einrichtungen zu 
verhindern. 

Es ist im Interesse einer möglichst weitgehenden Integration der 
Behinderten in Arbeit, Beruf und Gesellschaft, daß sich die betrof- 
fenen Behinderten soweit als möglich durch Erwerb eines eigen- 
ständigen Rentenanspruchs im Alter von der Sozialhilfe unabhän- 
gig machen können. Darüber hinaus würde die Unterbringung 
der Behinderten in Pflegefamilien durch höhere eigenständige 
Rentencuisprüche erleichtert, so daß Heimaufenthaite weitgehend 
in höherem Maß als bisher vermieden werden können. Damit 
wäre auch eine gewisse Entlastung der Sozialhüfeträger ver- 
bunden. 

Das Lebensrisiko „Behinderung" ist gesamtgesellschaftlich abzu- 
sichem und darf nicht in die Familien der Behinderten zurückver- 
lagert werden. 
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